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G e s e t z
über die Neubildung der Stadt Helmstedt,

Landkreis Helmstedt

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

1Aus der Stadt Helmstedt und der Gemeinde Büddenstedt
wird die neue Stadt Helmstedt gebildet. 2Zugleich werden die
bisherige Stadt Helmstedt und die Gemeinde Büddenstedt auf-
gelöst.

§ 2

(1) 1Die neue Stadt Helmstedt ist Rechtsnachfolgerin der
bisherigen Stadt Helmstedt und der bisherigen Gemeinde Büd-
denstedt. 2Die neue Stadt Helmstedt hat die Rechtsstellung ei-
ner selbständigen Gemeinde; § 14 Abs. 4 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) bleibt unbe-
rührt.

(2) 1Soweit die bisherige Stadt Helmstedt und die bisherige
Gemeinde Büddenstedt in einem Gebietsänderungsvertrag
nichts anderes bestimmt haben, gilt ihr Ortsrecht in seinem
jeweiligen räumlichen Geltungsbereich mit Ausnahme der
Hauptsatzungen als Recht der neuen Stadt Helmstedt fort.
2Unberührt bleibt das Recht der neuen Stadt Helmstedt, das
nach Satz 1 fortgeltende Ortsrecht zu ändern oder aufzuhe-
ben. 3Das Ortsrecht der aufgelösten Kommunen tritt spätes-
tens mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft. 4Satz 3
gilt nicht für Ortsrecht, das nur für ein Teilgebiet einer aufge-
lösten Kommune gilt oder eine Einrichtung einer aufgelösten
Kommune im Sinne des § 30 NKomVG betrifft.

§ 3

Für Rechts- und Verwaltungshandlungen, die aus Anlass
der Durchführung dieses Gesetzes erforderlich werden, insbe-
sondere Berichtigungen, Eintragungen und Löschungen in öf-
fentlichen Büchern sowie Amtshandlungen der Vermessungs-
und Katasterverwaltung, sind Kosten weder zu erheben noch
zu erstatten.

§ 4

(1) 1Die Gemeindewahl und die Wahl der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters finden in dem von diesem Gesetz be-
troffenen Gebiet am Tag der Wahl zum Deutschen Bundestag
der 19. Wahlperiode in der Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr statt.
2Die genannten Wahlen sind so vorzubereiten, als sei § 1 be-
reits in Kraft getreten. 3Die Aufgaben der Vertretung nach dem
Niedersächsischen Kommunalwahlgesetz (NKWG) werden von
einem Gremium wahrgenommen, das sich aus den Mitgliedern
der Räte der Stadt Helmstedt und der Gemeinde Büddenstedt
zusammensetzt, die diesen am Tag der Verkündung dieses Ge-
setzes angehören. 4Das Gremium wählt in seiner ersten Sit-
zung unter Leitung des ältesten anwesenden, hierzu bereiten
Mitglieds aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden. 5Sieht der Gebietsänderungsvertrag die Einrichtung
von Ortschaften vor, so gilt für die Wahl der Ortsräte § 91 Abs. 2

NKomVG entsprechend. 6Die Mitgliederzahl der Ortsräte be-
stimmt sich abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 1 NKomVG nach
dem Gebietsänderungsvertrag.

(2) 1Das Gremium nach Absatz 1 Satz 3 beruft die Wahllei-
tung sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 2Die
Stadt Helmstedt und die Gemeinde Büddenstedt machen die
Namen und die Dienstanschrift der Wahlleitung öffentlich be-
kannt. 3Ab dem 1. Juli 2017 ist die neue Stadt Helmstedt für
die öffentliche Bekanntmachung nach Satz 2 zuständig.

(3) 1§ 24 Abs. 1 NKWG, auch in Verbindung mit § 45 a NKWG,
ist für die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wahlen mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass die Mitgliederversammlungen der
Parteiorganisationen in den in § 1 genannten Kommunen in
einer gemeinsamen Versammlung die Bewerberinnen und Be-
werber bestimmen oder die Delegierten für die Bewerberbe-
stimmung wählen. 2Satz 1 gilt für die Bestimmung der Be-
werberinnen und Bewerber auf Wahlvorschlägen von Wähler-
gruppen (§ 24 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 NKWG) ent-
sprechend.

(4) Für die in Absatz 1 Sätze 1 und 5 genannten Wahlen gel-
ten im Übrigen die Vorschriften des Niedersächsischen Kom-
munalwahlgesetzes und der Niedersächsischen Kommunal-
wahlordnung mit der Maßgabe, dass

1. abweichend von § 43 Abs. 5 NKWG die in § 42 Abs. 7
NKWG genannten Maßgaben keine Anwendung finden,

2. die Wahlanzeige (§ 22 Abs. 1 Satz 1 NKWG) spätestens am
97. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr erfolgt sein muss,

3. die Feststellung nach § 22 Abs. 3 NKWG abweichend von
§ 43 Abs. 5 in Verbindung mit § 42 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1
NKWG spätestens am 79. Tag vor der Wahl zu treffen ist,

4. die Wahlvorschläge (§ 21 Abs. 2 NKWG) spätestens am
69. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr einzureichen sind und

5. die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 28 Abs. 5 NKWG)
spätestens am 58. Tag vor der Wahl erfolgt.

§ 5

In Nummer 32 der Anlage 1 (zu § 32 Abs. 2) des Nieder-
sächsischen Justizgesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl.
S. 436), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 48), wird die Angabe „Büdden-
stedt,“ gestrichen.

§ 6

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2017 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 4 am Tag nach der Ver-
kündung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zum Zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 8./16. Dezember 2016 unterzeichneten Zwan-
zigsten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge (Zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) wird
zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage veröffentlicht.

(3) 1Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 4 Abs. 2
Sätze 1 und 2 mit Ausnahme seines Artikels 3 am 1. Septem-
ber 2017 in Kraft. 2Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2017 in Kraft. 3Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4
Abs. 2 Satz 3 gegenstandslos, so wird dies bis zum 30. Sep-
tember 2017 im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt gemacht.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Anlage
(zu Artikel 1 Abs. 2)

Zwanzigster Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

§ 11 c Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertrages vom 31. August
1991, zuletzt geändert durch den Neunzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember 2015, wird wie
folgt geändert:

1. In Nummer 2 wird das Wort „Deutschlandradio“ durch
das Wort „Deutschlandfunk“ ersetzt.

2. In Nummer 3 werden die Wörter „DRadio Wissen“ durch
die Wörter „Deutschlandfunk Nova“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, zu-
letzt geändert durch den Neunzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember 2015, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Beim Ersten Abschnitt wird das Wort „Programm“ durch
das Wort „Angebote“ ersetzt.

b) In § 2 wird das Wort „Programm“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

c) In § 4 wird das Wort „Programmerstellung“ durch die
Wörter „Erstellung von Audioproduktionen“ ersetzt.

d) Beim Zweiten Abschnitt wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

e) In § 6 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

f) In § 8 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

g) Es wird folgender neuer § 19 a eingefügt:

„§ 19 a Allgemeine Bestimmungen“.

h) In § 35 werden die Wörter „In-Kraft-treten“ durch das
Wort „Übergangsbestimmungen“ ersetzt.

2. In der Überschrift des Ersten Abschnitts wird das Wort
„Programm“ durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

3. In § 1 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „programm- und
produktionsgerecht“ durch die Wörter „angebots- und
produktionsgerecht“ ersetzt.

4. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 2

Angebote“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort „Deutschlandradio“
durch das Wort „Deutschlandfunk“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „DRadio Wis-
sen“ durch die Wörter „Deutschlandfunk Nova“
und die Wörter „dem Deutschlandradio“ durch
die Wörter „der Körperschaft“ ersetzt.

cc) Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 angefügt:

„Das Programm nach Satz 1 Nr. 1 kann bei digita-
ler Übertragung für Liveübertragungen aus dem
Europäischen Parlament, dem Deutschen Bundes-
tag oder den Landtagen, sowie von Diskussions-
runden, Reden, Festakten und Preisverleihungen
und ähnlichen, für den Hörfunk geeigneten Sen-
dungen der Mitglieder der Körperschaft zeitweise
in angemessenem Umfang auseinandergeschal-
tet werden. Die Körperschaft bietet Telemedien
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des
Rundfunkstaatsvertrages an.“

c) In Absatz 2 wird das Wort „Programme“ durch das
Wort „Angebote“ ersetzt.

5. In § 3 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „beide“ durch das Wort
„ihre“ ersetzt.

6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Programmerstel-
lung“ durch die Wörter „Erstellung von Audioproduk-
tionen“ ersetzt.

b) In Satz 1 und Satz 3 wird jeweils das Wort „Hörfunk-
produktionen“ durch das Wort „Audioproduktionen“
ersetzt.

7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „programmlich“ durch
die Wörter „zur Erfüllung des Auftrags“ ersetzt.

bb) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

„Die Zusammenarbeit erstreckt sich auch auf den
administrativen und technischen Bereich.“

cc) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden zu den neu-
en Sätzen 5 und 6.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Programme und“ und
die Wörter „Programmen und“ gestrichen.

8. In der Überschrift des Zweiten Abschnitts wird das Wort
„Sendungen“ durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

9. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen“ durch
das Wort „Angebote“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Sendungen“ durch das
Wort „Angeboten“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Sendungen“ durch das
Wort „Angebote“ ersetzt.
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c) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Körperschaft hat in ihren Angeboten die
Würde des Menschen zu achten und zu schützen. Sie
soll dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit
und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und
Meinung anderer zu stärken. Die sittlichen und reli-
giösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu ach-
ten.“

d) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Das Geschehen in den einzelnen Ländern und
die kulturelle Vielfalt Deutschlands sind angemessen
in den Angeboten der Körperschaft darzustellen. Die
Angebote sollen dabei auch die Zusammengehörigkeit
im vereinten Deutschland fördern sowie der gesamt-
gesellschaftlichen Integration in Frieden und Freiheit
und der Verständigung unter den Völkern dienen und
auf ein diskriminierungsfreies Miteinander hinwirken.“

10. § 7 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7

Berichterstattung

Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zu Be-
richterstattung, Informationssendungen und Meinungs-
umfragen finden Anwendung.“

11. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Sendungen“ durch
das Wort „Angebote“ ersetzt.

b) Die Wörter „das Deutschlandradio“ werden durch die
Wörter „die Körperschaft“ ersetzt.

12. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „durch Hörfunk“ ge-
strichen und die Wörter „von der Körperschaft in ei-
ner Sendung“ durch die Wörter „im Angebot der
Körperschaft“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „der Sen-
dung“ durch die Wörter „des Angebots“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Gegendarstellung muss das beanstandete Ange-
bot und die Tatsachenbehauptung bezeichnen.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Gegendarstellung muss unverzüglich inner-
halb des gleichen Angebotes verbreitet werden,
in welchem die beanstandete Tatsachenbehaup-
tung erfolgt ist.“

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 angefügt:

„Im Hörfunk muss die Gegendarstellung inner-
halb des gleichen Programms und der gleichen
Programmsparte wie die beanstandete Tatsachen-
behauptung sowie zur gleichen Tageszeit oder,
wenn dies nicht möglich ist, zu einer Sendezeit
verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten
Sendung gleichwertig ist.“

13. In § 10 werden nach dem Wort „Sendezeit“ die Wörter
„in den Hörfunkprogrammen“ eingefügt.

14. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem
Wort „Sendezeit“ die Wörter „in den Hörfunkpro-
grammen“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Sendezei-
ten“ die Wörter „in den Hörfunkprogrammen“ einge-
fügt.

15. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Wer die Sendung eines Beitrages veranlasst oder zu-
gelassen hat oder Angebote in Telemedien zur Nut-
zung bereitstellt, trägt für den jeweiligen Inhalt und
die jeweilige Gestaltung nach Maßgabe der Vorschrif-
ten des Grundgesetzes, der allgemeinen Gesetze und
der besonderen Vorschriften dieses Staatsvertrages
die Verantwortung.“

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Beitrages“ die
Wörter „oder Angebotsteiles“ eingefügt.

16. In § 13 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort „An-
gebote“ ersetzt.

17. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Soweit die Körperschaft Telemedien anbietet
oder Radiotext veranstaltet, stellt sie in geeigneter Weise
sicher, dass berechtigten Interessen Dritter auf Beweis-
sicherung angemessen Rechnung getragen wird.“

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Wer glaubhaft macht, in seinen Rechten betrof-
fen zu sein, kann von der Körperschaft Einsicht in die
Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 verlan-
gen und hiervon auf eigene Kosten von der Körper-
schaft Mehrfertigungen herstellen lassen. Die Glaub-
haftmachung in Textform ist ausreichend.“

18. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „zum Programm“
durch die Wörter „zu den Angeboten“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Wird die Programmbeschwerde in Textform ein-
gelegt, so genügt auch für deren Bescheidung
Textform.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird zum neuen Satz 3.

19. In § 17 Abs. 3 Satz 2 Nummer 1 wird das Wort „Rund-
funksendungen“ durch das Wort „Angeboten“ ersetzt.

20. Es wird folgender neuer § 19 a eingefügt:

„§ 19 a

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitglieder des Hörfunkrates und des Verwal-
tungsrates sind Sachwalter der Interessen der Allgemein-
heit. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. Sie dürfen
keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben,
die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgaben als Mit-
glieder des Hörfunkrates oder des Verwaltungsrates zu
gefährden (Interessenkollision).

(2) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Hörfunkrat und
im Verwaltungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mitglied kann
dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat zusammen ins-
gesamt in höchstens drei Amtsperioden angehören.

(3) Dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat dürfen
nicht angehören

1. Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des Deut-
schen Bundestages oder eines Landesparlamentes,

2. Mitglieder der Europäischen Kommission, der Bun-
desregierung oder der Regierung eines deutschen Lan-
des,

3. hauptamtliche kommunale Wahlbeamte,

4. Beamte, die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand
versetzt werden können,
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5. Vertreter der kommunalen Spitzenverbände auf Lei-
tungsebene,

6. Mitglieder im Vorstand einer Partei nach § 2 Abs. 1
Satz 1 des Parteiengesetzes auf Bundes- oder Landes-
ebene; die alleinige Mitgliedschaft in einem Partei-
schiedsgericht gemäß § 14 des Parteiengesetzes steht
einer Mitgliedschaft im Hörfunkrat und Verwaltungs-
rat nicht entgegen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die Mitglieder des Hör-
funkrates nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 sowie die
Mitglieder des Verwaltungsrates nach § 24 Abs. 1 Nr. 1
und 2.

(4) Dem Hörfunkrat und dem Verwaltungsrat dürfen
ferner nicht angehören

1. Angestellte oder arbeitnehmerähnliche Personen der
Körperschaft oder ihrer Mitglieder,

2. Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis
zu einem Unternehmen stehen, an dem die Körper-
schaft beteiligt ist, oder zu einem mit einem solchen
Unternehmen verbundenen Unternehmen (§ 15 des
Aktiengesetzes),

3. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien ei-
nes anderen öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran-
stalters angehören oder in einem Arbeits- oder Dienst-
verhältnis oder in einem arbeitnehmerähnlichen Ver-
hältnis zu diesem oder zu einem mit diesem verbun-
denen Unternehmen (§ 15 des Aktiengesetzes) stehen,

4. Personen, die privaten Rundfunk veranstalten oder
den Aufsichtsorganen oder Gremien eines privaten
Rundfunkveranstalters oder einem mit diesem ver-
bundenen Unternehmen (§ 15 des Aktiengesetzes) an-
gehören oder in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis
zu diesen stehen,

5. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien ei-
ner Landesmedienanstalt angehören oder Organen,
derer sich eine Landesmedienanstalt zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben bedient, oder die zu diesen Organen oder
einer Landesmedienanstalt in einem Arbeits- oder
Dienstverhältnis stehen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die Mitglieder des Ver-
waltungsrates nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 und 4.

(5) Der in Absatz 3 Satz 1 genannte Personenkreis kann
frühestens 18 Monate  nach dem Ausscheiden aus der
dort genannten Funktion als Mitglied in den Hörfunkrat
oder den Verwaltungsrat entsandt oder gewählt werden.
Für den in Absatz 3 Satz 1 genannten Personenkreis gilt
Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

(6) Die Mitglieder des Hörfunkrates und des Verwal-
tungsrates haben Anspruch auf eine Aufwandsentschädi-
gung, Sitzungsgelder und Ersatz von Reisekosten mit
Ausnahme des Tagegeldes. Das Nähere regelt die Satzung.
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder sind der
Höhe nach zu veröffentlichen.“

21. In § 20 Abs. 1 Satz 1 werden das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ und die Wörter „in Programm-
fragen“ durch die Wörter „in Fragen zur Gestaltung der
Angebote“ ersetzt.

22. § 21 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 21

Zusammensetzung des Hörfunkrates

(1) Der Hörfunkrat besteht aus fünfundvierzig Mitglie-
dern, nämlich

1. je einem Vertreter von dreizehn der vertragschlie-
ßenden Länder, für die kein Entsendungsrecht ge-
mäß § 24 Abs. 1 Nr. 1 für den Verwaltungsrat be-
steht,

2. zwei Vertretern des Bundes,

3. einem Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land,

4. einem Vertreter der Katholischen Kirche in Deutsch-
land,

5. einem Vertreter des Zentralrats der Juden in
Deutschland,

6. einem Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes,

7. einem Vertreter der Bundesvereinigung Deutscher
Arbeitgeberverbände,

8. einem Vertreter des Bundeszuwanderungs- und Inte-
grationsrates,

9. einem Vertreter von eco — Verband der Internetwirt-
schaft e. V.,

10. einem Vertreter des Lesben- und Schwulenverban-
des e. V.,

11. einem Vertreter der Hochschulrektorenkonferenz,

12. einem Vertreter der Kulturpolitischen Gesellschaft e. V.,

13. einem Vertreter des Deutschen Museumsbundes e. V.,

14. einem Vertreter des Deutschen Jugendherbergswerks
e. V.,

15. einem Vertreter des Weissen Rings e. V.,

16. einem Vertreter des Deutschen Hotel- und Gaststät-
tenverbandes e. V.,

17. einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der Badisch-
Württembergischen Bauernverbände,

18. einem Vertreter des Bundes der Vertriebenen, Lan-
desverband Bayern e. V.,

19. einem Vertreter des Landessportbundes Berlin e. V.,

20. einem Vertreter der Handwerkskammern von Bran-
denburg,

21. einem Vertreter des Sozialverbandes Deutschland e. V.,
Landesverband Bremen,

22. einem Vertreter der ver.di — Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft e. V., Landesbezirk Hamburg,

23. einem Vertreter des Deutschen Mieterbundes, Lan-
desverband Hessen e. V.,

24. einem Vertreter eines Landesverbandes der Freien
Berufe, Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
e. V.,

25. einem Vertreter des Landesmusikrates Niedersach-
sen e. V.,

26. einem Vertreter des Landesjugendringes Nordrhein-
Westfalen,

27. für jeweils eine Amtsperiode einem Vertreter von
ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e. V.
— Landesbezirk Rheinland-Pfalz — aus dem Fachbe-
reich Medien oder einem Vertreter des Deutschen
Journalistenverbandes/Landesverband Rheinland-Pfalz,

28. einem Vertreter der Verbraucherzentrale des Saar-
landes e. V.,

29. einem Vertreter des VOS — Vereinigung der Opfer
des Stalinismus, Landesverband Sachsen e. V.,

30. einem Vertreter des Deutschen Roten Kreuzes —
Landesverband Sachsen-Anhalt e. V.,

31. einem Vertreter des Landesnaturschutzverbandes
Schleswig-Holstein,

32. einem Vertreter der Industrie- und Handelskammern
von Thüringen.

Das Entsendungsrecht eines Landes nach Satz 1 Nr. 1 er-
lischt mit der Zuweisung eines Entsendungsrechts dessel-
ben Landes für den Verwaltungsrat nach § 24 Abs. 1 Nr. 1
und Abs. 2; maßgeblich ist der Zeitpunkt des Wirksam-
werdens des Entsendungsrechts nach § 24 Abs. 2 Satz 2.



Nds. GVBl. Nr. 6/2017, ausgegeben am 20. 4. 2017

103

(2) Jeweils ein Mitglied des Personalrates am Sitz in
Köln und in Berlin nimmt an den Sitzungen des Hörfunk-
rates teil. Die Entscheidung über die teilnehmenden Mit-
glieder trifft der Gesamtpersonalrat. Die Personalratsmit-
glieder können zu Fragen, die nicht den Bereich der An-
gebotsgestaltung betreffen, gehört werden.

(3) Die Vertreter der entsendungsberechtigten Länder
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden von den jeweiligen
Landesregierungen, die Vertreter des Bundes nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 2 von der Bundesregierung und die Vertreter
nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 3 bis 32 von den Verbänden
und Organisationen entsandt. Solange und soweit von
dem Entsendungsrecht kein Gebrauch gemacht wird, ver-
ringert sich die Zahl der Mitglieder entsprechend.

(4) Bei der Entsendung der Vertreter sind Frauen und
Männer angemessen zu berücksichtigen. Im Fall des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nr. 2 sind eine Frau und ein Mann zu ent-
senden. In den anderen Fällen muss bei der Entsendung
eines neuen Mitgliedes einem männlichen Mitglied eine
Frau und einem weiblichen Mitglied ein Mann nachfol-
gen.

(5) Der amtierende Vorsitzende des Hörfunkrates stellt
zu Beginn der Amtsperiode die nach diesem Staatsvertrag
ordnungsgemäße Entsendung fest und gibt die Feststel-
lungen dem Hörfunkrat bekannt. Die entsendenden Stel-
len haben alle Angaben zu machen, die zur Nachprüfung
der Voraussetzungen von Absatz 4, 6, 7 und § 19 a Abs. 3
bis 5 erforderlich sind.

(6) Die Amtszeit der Mitglieder des Hörfunkrates be-
trägt fünf Jahre. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist
nach den für die Entsendung des ausgeschiedenen Mit-
gliedes geltenden Vorschriften ein Nachfolger für den Rest
der Amtszeit zu berufen.

(7) Die Mitgliedschaft im Hörfunkrat erlischt durch

1. Niederlegung des Amtes,

2. Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen
zu erlangen oder öffentliche Ämter zu bekleiden,

3. Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder der Vorausset-
zungen der rechtlichen Betreuung nach § 1896 des
Bürgerlichen Gesetzbuches,

4. Eintritt des Todes,

5. Eintritt eines der in § 19 a Abs. 3 und 4 genannten
Ausschlussgründe,

6. Eintritt einer Interessenkollision nach § 19 a Abs. 1
Satz 3 oder

7. Abberufung aus wichtigem Grund durch die entsen-
dungsberechtigte Stelle; ein wichtiger Grund liegt ins-
besondere vor, wenn ein Mitglied aus der entsen-
dungsberechtigten Stelle ausgeschieden ist.

Die Mitgliedschaft des Vertreters eines entsendungsbe-
rechtigten Landes nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erlischt zu-
dem mit dem Wirksamwerden eines Entsendungsrechts
desselben Landes für den Verwaltungsrat gemäß § 24
Abs. 2 Sätze 1 und 2. Das Vorliegen der Erlöschensgrün-
de nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 gibt der Vorsitzende des Hör-
funkrates dem Hörfunkrat bekannt. Über das Erlöschen
der Mitgliedschaft in den Fällen von Satz 1 Nr. 6 und 7
entscheidet der Hörfunkrat. Bis zur Entscheidung nach
Satz 4 behält das betroffene Mitglied seine Rechte und
Pflichten, es sei denn, der Hörfunkrat beschließt mit der
Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Mitglieder, dass
der Betroffene bis zur Entscheidung nicht an den Arbei-
ten des Hörfunkrates teilnehmen kann. Von der Beratung
und Beschlussfassung im Verfahren nach Satz 4 und 5 ist
das betroffene Mitglied ausgeschlossen.

(8) Weitere Einzelheiten des Verfahrens über die Ent-
sendung und Abberufung regelt die Satzung. Die Satzung
bedarf insoweit der Genehmigung durch die rechtsauf-
sichtsführende Landesregierung.

(9) Die Länder überprüfen die Zusammensetzung des
Hörfunkrates nach Absatz 1 rechtzeitig vor Ablauf jeder
zweiten Amtsperiode.“

23. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 3 und 4 ange-
fügt:

„Der Anteil der Mitglieder nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
und 2 darf in den Ausschüssen des Hörfunkrates ein
Drittel der Mitglieder nicht übersteigen. Entsprechen-
des gilt bei der Wahl der Vorsitzenden und Stellver-
treter des Hörfunkrates und seiner Ausschüsse.“

b) Es werden folgende neue Absätze 5 bis 7 angefügt:

„(5) Die Sitzungen des Hörfunkrates sind öffentlich.
In begründeten Ausnahmefällen kann der Hörfunkrat
den Ausschluss der Öffentlichkeit beschließen. Perso-
nalangelegenheiten, die aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes vertraulich sind, und Angelegenheiten,
in welchen die Offenlegung von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen Dritter unvermeidlich ist, sind
stets unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behan-
deln. Die Sitzungen der nach Absatz 2 Satz 2 gebilde-
ten Ausschüsse finden grundsätzlich nichtöffentlich
statt.

(6) Die Zusammensetzung des Hörfunkrates und
seiner Ausschüsse nach Absatz 2 Satz 2 ist zu veröf-
fentlichen. Die Tagesordnungen der Sitzungen des
Hörfunkrates und seiner Ausschüsse sind spätestens
eine Woche vor den Sitzungen, die Anwesenheitslis-
ten im Anschluss an die Sitzungen zu veröffentlichen.
Im Anschluss an die Sitzungen des Hörfunkrates sind
Zusammenfassungen der wesentlichen Ergebnisse der
Sitzungen des Hörfunkrates sowie seiner vorberaten-
den Ausschüsse zu veröffentlichen. Die Veröffentli-
chung hat unter Wahrung von Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen sowie personenbezogener Daten der Be-
schäftigten der Körperschaft zu erfolgen. Berechtigte
Interessen Dritter an einer Geheimhaltung sind zu
wahren. Eine Veröffentlichung in elektronischer Form
im Internetauftritt der Körperschaft ist ausreichend.
Das Nähere regelt die Satzung.

(7) Der Hörfunkrat hält auf Wunsch von mindestens
sieben seiner Mitglieder Fortbildungsveranstaltungen
ab.“

24. In § 23 Abs. 3 werden nach dem Wort „beschließt“ die
Wörter „mit Zustimmung des Hörfunkrates“ eingefügt.

25. § 24 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 24

Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus zwölf Mitgliedern,
nämlich

1. je einem Vertreter von drei der vertragschließenden
Länder,

2. einem Vertreter des Bundes, der von der Bundesregie-
rung entsandt wird,

3. drei Vertretern der in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, die von deren Inten-
danten entsandt werden,

4. drei Vertretern des ZDF, die vom Intendanten des
ZDF entsandt werden,

5. zwei Sachverständigen, die vom Hörfunkrat gewählt
werden; ein Sachverständiger muss dabei Kenntnisse
in den Bereichen Wirtschaftsprüfung oder Betriebs-
wirtschaft, der andere Sachverständige Kenntnisse in
den Bereichen Rundfunkrecht, Medienwirtschaft oder
Medienwissenschaft aufweisen; sie müssen über min-
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destens fünfjährige Berufserfahrung in ihrem jeweili-
gen Bereich verfügen; das Nähere regelt die Satzung.

(2) Die entsendungsberechtigten Länder nach Absatz 1
Nr. 1 werden durch die Ministerpräsidenten einstimmig
bestimmt und durch den Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz gegenüber den Vorsitzenden von Hör-
funk- und Verwaltungsrat benannt. Das Entsendungs-
recht wird zu Beginn der Amtsperiode, für die es erteilt
wird, im Übrigen mit Zugang der Entscheidung nach Satz 1
bei den Vorsitzenden von Hörfunk- und Verwaltungsrat
wirksam. Die Vertreter der entsendungsberechtigten Län-
der werden von den jeweiligen Landesregierungen ent-
sandt.

(3) Jeweils ein Mitglied des Personalrats am Sitz in
Köln und in Berlin nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates teil. Die Entscheidung über die teilnehmenden
Mitglieder trifft der Gesamtpersonalrat. Die Personalrats-
mitglieder können zu Personalangelegenheiten gehört
werden.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt fünf Jahre; § 21
Abs. 6 Satz 2 und Abs. 7 gelten entsprechend.

(5) Solange und soweit von dem Recht der Entsendung
kein Gebrauch gemacht wird, verringert sich die Zahl der
Mitglieder entsprechend.

(6) Bei der Entsendung der Vertreter sind Frauen und
Männer angemessen zu berücksichtigen. In den Fällen
des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 müssen bei der Entsendung ei-
nes neuen Mitgliedes einem männlichen Mitglied eine
Frau und einem weiblichen Mitglied ein Mann nachfol-
gen. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 müssen je-
weils mindestens eine Frau und ein Mann entsandt
werden. Im Fall des Absatzes 1 Nr. 5 soll ein Mitglied
eine Frau und ein Mitglied ein Mann sein.“

26. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wie folgt neu gefasst:

„Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung, in der auch die Bildung von Ausschüssen
vorgesehen werden kann.“

bb) Es werden folgende neue Sätze 4 und 5 angefügt:

„Der Anteil der Mitglieder nach § 24 Abs. 1 Nr. 1
und 2 darf in den Ausschüssen des Verwaltungs-
rates ein Drittel der Mitglieder nicht übersteigen.
Entsprechendes gilt bei der Wahl der Vorsitzen-
den und Stellvertreter des Verwaltungsrates und
seiner Ausschüsse.“

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „drei“ durch das
Wort „vier“ ersetzt.

c) Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:

„(5) Die Sitzungen des Verwaltungsrates und seiner
Ausschüsse finden grundsätzlich nichtöffentlich statt.

(6) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. Im Falle einer Zu-
stimmung des Verwaltungsrates zum Abschluss von
Anstellungsverträgen mit außertariflichen Angestell-
ten nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröffentlichung der
Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse der
Sitzungen des Verwaltungsrates auch die Darstellung
der jährlichen Vergütungen sowie etwaiger vertrag-
lich vereinbarter Zusatzleistungen. Entsprechendes
gilt für Verträge mit freien Mitarbeitern, die der Zu-
stimmung des Verwaltungsrates bedürfen.“

27. In § 27 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Programme“ durch
das Wort „Angebote“ ersetzt.

28. In § 30 a werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:

„(5) Die Körperschaft veröffentlicht die für die Tätigkeit
im Geschäftsjahr gewährten Bezüge des Intendanten und

der Direktoren unter Namensnennung im Geschäftsbe-
richt. Satz 1 gilt insbesondere auch für:

1. Leistungen, die den genannten Personen für den Fall
einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt
worden sind,

2. Leistungen, die den genannten Personen für den Fall
der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt
worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von der
Körperschaft während des Geschäftsjahres hierfür
aufgewandten oder zurückgestellten Betrag,

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen
dieser Zusagen,

4. Leistungen, die einer der betroffenen Personen, die
ihre Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres beendet
hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe
des Geschäftsjahres gewährt worden sind,

5. Leistungen, die den genannten Personen für Tätigkei-
ten bei Tochter- und Beteiligungsgesellschaften der
Körperschaft oder ihrer Mitglieder gewährt worden
sind, und

6. Leistungen, die den genannten Personen für entgeltli-
che Nebentätigkeiten gewährt worden sind; dies gilt
nicht, wenn die Höhe der jeweils vereinbarten Ein-
künfte den Betrag von 1 000 Euro monatlich nicht
übersteigt.

(6) Die Tarifstrukturen und eine strukturierte Darstel-
lung der außer- und übertariflichen Vereinbarungen sind
zu veröffentlichen.“

29. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Für die Körperschaft sind das Bundespersonalvertre-
tungsgesetz und die dazu ergangenen Rechtsverord-
nungen in ihrer jeweils geltenden Fassung nach
Maßgabe der für die ,Deutsche Welle‘ geltenden Vor-
schriften entsprechend anwendbar, sofern in diesem
Staatsvertrag nichts Abweichendes geregelt ist.“

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Der Intendant schafft mit Zustimmung des Ver-
waltungsrates für die von der Körperschaft beschäftig-
ten arbeitnehmerähnlichen Personen im Sinne von
§ 12 a des Tarifvertragsgesetzes eine institutionalisierte
Vertretung ihrer Interessen (Freienvertretung). Diese
steht im regelmäßigen Austausch mit dem Intendan-
ten. Näheres regelt ein Statut des Intendanten, das
insbesondere die Modalitäten der Wahl sowie die
Rahmenbedingungen für die Tätigkeit der Freienver-
tretung festlegt.“

30. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember
2008“ durch das Datum „31. Dezember 2020“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 54 Abs. 1“
durch die Verweisung „§ 62 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 54 Abs. 5“
durch die Verweisung „§ 62 Abs. 5“ ersetzt.

31. § 35 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 35

Übergangsbestimmungen

(1) Die Zusammensetzung sowie die Rechte und Pflich-
ten der Mitglieder des Hörfunkrates, des Verwaltungsra-
tes und ihrer Ausschüsse bleiben vom Inkrafttreten des
20. Rundfunkänderungsstaatsvertrages bis zum Ablauf
der am 1. September 2017 laufenden Amtsperioden von
Hörfunkrat, Verwaltungsrat und ihren Ausschüssen un-
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berührt, soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts
Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die am 1. September 2017 laufenden Amtsperioden
des Hörfunkrates und des Verwaltungsrates enden am
31. Dezember 2018.

(3) Die am 1. September 2017 laufenden Amtsperioden
des Hörfunkrates und des Verwaltungsrates gelten als er-
ste im Sinne von § 19 a Abs. 2 Satz 2.“

Artikel 3

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

§ 9 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. Au-
gust bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch den Sech-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 4. bis 17. Juli
2014, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Von dem Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag er-
halten die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten einen Anteil von 71,7068 vom Hun-
dert, das ZDF einen Anteil von 25,3792 vom Hundert
und die Körperschaft des öffentlichen Rechts „Deutsch-
landradio“ einen Anteil von 2,9140 vom Hundert.“

2. In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „171,11 Mio Euro“
durch die Angabe „180,84 Mio Euro“ ersetzt.

Artikel 4

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 3 geänder-
ten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ausnahme von Artikel 3
am 1. September 2017 in Kraft. Artikel 3 tritt zum 1. Januar
2017 in Kraft. Sind bis zum 31. August 2017 nicht alle Ratifi-
kationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsver-
trag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rund-
funkstaatsvertrages, des Deutschlandradio-Staatsvertrages und
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages in der Fassung, die
sich aus den Artikeln 1 bis 3 ergibt, mit neuem Datum be-
kannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 8. 12. 2016 Winfried K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 8. 12. 2016 Horst S e e h o f e r

Für das Land Berlin:
Berlin, den 8. 12. 2016 Michael M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:
Berlin, den 8. 12. 2016 Dietmar W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 8. 12. 2016 Carsten S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 8. 12. 2016 Olaf S c h o l z

Für das Land Hessen:
Berlin, den 8. 12. 2016 V. B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 8. 12. 2016 E. S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 8. 12. 2016 Stephan W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 8. 12. 2016 Hannelore K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 8. 12. 2016 Malu D r e y e r

Für das Saarland:
Berlin, den 8. 12. 2016 Annegret K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 8. 12. 2016 Stanislaw T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 16. 12. 2016 Dr. Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 8. 12. 2016 Torsten A l b i g

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin — Erfurt, den 8. 12. 2016 Bodo R a m e l o w
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Versammlungsgesetzes

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des
Niedersächsischen Versammlungsgesetzes

Das Niedersächsische Versammlungsgesetz vom 7. Oktober
2010 (Nds. GVBl. S. 465, 532) wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Es ist verboten, in einer Versammlung in einer Art
und Weise aufzutreten, die dazu geeignet und bestimmt
ist, im Zusammenwirken mit anderen teilnehmenden Per-
sonen den Eindruck von Gewaltbereitschaft zu vermitteln.
2Der Eindruck von Gewaltbereitschaft kann insbesondere
durch das Tragen von Uniformen oder Uniformteilen oder
durch sonstiges paramilitärisches Auftreten vermittelt wer-
den.“

2. In § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 werden die Worte „Vornamen,
Geburtsname, Geburtsdatum und Anschrift“ durch die
Worte „Vorname, Geburtsdatum und eine für den Schrift-
verkehr mit der zuständigen Behörde geeignete Anschrift“
ersetzt.

3. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die zuständige Behörde kann die Maßnahmen tref-
fen, die erforderlich sind, um die unmittelbare Gefahr

1. eines Verstoßes gegen ein Verbot nach § 3 oder § 9
oder

2. einer erheblichen Störung der Ordnung der Ver-
sammlung durch teilnehmende Personen 

abzuwehren.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Die zuständige Behörde kann Personen die Teil-
nahme an einer Versammlung untersagen oder diese
von der Versammlung ausschließen, wenn die Voraus-
setzungen nach Absatz 2 Satz 1 vorliegen und die dort
genannte Gefahr nicht anders abgewehrt werden kann.
2Ausgeschlossene Personen haben die Versammlung
unverzüglich zu verlassen.“

4. Der Vierte Teil wird gestrichen.

5. § 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. öffentlich, in einer Versammlung oder durch
Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bildträgern,
Datenspeichern, Abbildungen oder anderen
Darstellungen zur Teilnahme an einer Ver-
sammlung aufruft, deren Durchführung voll-
ziehbar verboten oder deren Auflösung voll-
ziehbar angeordnet ist (§ 8 Abs. 2 und 4, § 14
Abs. 2),“.

bb) Am Ende der Nummer 4 wird das Komma durch
das Wort „oder“ ersetzt.

cc) Nummer 5 wird gestrichen.

dd) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 5.

b) In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 2 Buchst. a und Nrn. 3
bis 5“ durch die Angabe „Nrn. 2 bis 4“ ersetzt.

6. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 9 erhält folgende Fassung:

„9. an einer Versammlung teilnimmt, deren
Durchführung vollziehbar verboten ist
(§ 8 Abs. 2 und 4, § 14 Abs. 2),“.

bbb) Es wird die folgende neue Nummer 15 einge-
fügt:

„15. entgegen § 9 Abs. 2 Nr. 1 in einer dort
bezeichneten Aufmachung an einer
Versammlung unter freiem Himmel
teilnimmt oder den Weg zu einer Ver-
sammlung in einer solchen Aufma-
chung zurücklegt und dadurch einer
vollziehbaren Maßnahme nach § 10
Abs. 2 zuwiderhandelt,“.

ccc) Die bisherige Nummer 15 wird Nummer 16
und wie folgt geändert:

Am Ende wird das Komma durch das Wort
„oder“ ersetzt.

ddd) Die bisherige Nummer 16 wird Nummer 17
und wie folgt geändert:

Am Ende wird das Wort „oder“ durch einen
Punkt ersetzt.

eee) Die bisherige Nummer 17 wird gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nrn. 1, 3 und 9 Buchst. a
sowie Nrn. 10 bis 15 und 17“ durch die Angabe
„Nrn. 1, 3 und 9 bis 16“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Angabe „15 und 16“ durch die
Angabe „16 und 17“ und die Angabe „13, 14 und 17“
durch die Angabe „13 bis 15“ ersetzt.

7. In § 22 Satz 1 wird die Angabe „10 oder 15“ durch die
Angabe „10, 15 oder 16“ ersetzt.

8. Die Anlage (zu § 18 Abs. 2 Satz 2) wird gestrichen.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung

In § 14 Abs. 1 Nr. 4 des Niedersächsischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom
19. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 § 6 des Gesetzes vom 12. November 2015 (Nds. GVBl.
S. 307), wird die Angabe „Nrn. 4 bis 6“ durch die Angabe
„Nrn. 4 und 5“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes

In § 16 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetzes vom 15. September 2016 (Nds. GVBl.
S. 194) wird die Angabe „Nrn. 2 und 4 bis 6“ durch die Angabe
„Nrn. 2, 4 und 5“ ersetzt.



Nds. GVBl. Nr. 6/2017, ausgegeben am 20. 4. 2017

107

Artikel 4

Einschränkung eines Grundrechts

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1
des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe dieses Gesetzes einge-
schränkt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
über Mitwirkungs- und Klagerechte

von Tierschutzorganisationen

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Mitwirkungsrechte

(1) 1Einer nach § 3 anerkannten Tierschutzorganisation ist

1. bei der Vorbereitung von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften des Landes zum Schutz von Tieren und

2. vor der Erteilung bau- oder immissionsschutzrechtlicher
Genehmigungen für Vorhaben zum Halten von Tieren zu
Erwerbszwecken

Gelegenheit zur Einsicht in die den Tierschutz betreffenden
Sachverständigengutachten und zur Stellungnahme zu geben,
soweit die in der Anerkennung bezeichneten Aufgaben der
Tierschutzorganisation (§ 3 Abs. 1 Satz 3) berührt sind. 2Satz 1
Nr. 2 gilt nicht für Vorhaben zur Errichtung von Ställen bis zu
450 m³ Brutto-Rauminhalt.

(2) 1Einer nach § 3 anerkannten Tierschutzorganisation ist
auf deren Verlangen in Genehmigungs- und Erlaubnisver-
fahren nach § 4 a Abs. 2 Nr. 2, § 6 Abs. 3, § 8 Abs. 1 und § 11
Abs. 1 des Tierschutzgesetzes Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. 2In einem Genehmigungsverfahren nach § 8 Abs. 1
des Tierschutzgesetzes muss einer Tierschutzorganisation, die
in einer Kommission nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Tierschutz-
gesetzes vertreten ist, nicht Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben werden.

(3) 1Für die Beteiligung nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 28
Abs. 2 Nrn. 1 und 2 und Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) und für die Einsichtnahme § 29 Abs. 2 VwVfG
entsprechend. 2In Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 kann
die Einsichtnahme auch in entsprechender Anwendung der
§§ 8 und 9 des Umweltinformationsgesetzes (UIG) verweigert
werden.

(4) 1Die Frist zur Stellungnahme beträgt

1. nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sechs Wochen,

2. nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2 vier Wochen. 
2Die Behörde kann in dringenden Fällen die Frist nach Satz 1
Nr. 1 bis auf drei Wochen und die Frist nach Satz 1 Nr. 2 bis
auf zwei Wochen verkürzen.

(5) 1Auf Antrag ist eine nach § 3 anerkannte Tierschutzorga-
nisation über die Anzahl und den Gegenstand laufender Ver-
waltungsverfahren der in Absatz 2 genannten Art zu unter-
richten. 2Auf das Verfahren finden § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2
und 3 sowie die §§ 4, 5, 8 und 9 UIG entsprechende Anwen-
dung.

(6) Wird in einem Verfahren nach Absatz 1 oder Absatz 2
die Erlaubnis oder die Genehmigung erteilt oder stattdessen
ein öffentlich-rechtlicher Vertrag geschlossen, so ist den aner-
kannten Tierschutzorganisationen, die im Verfahren eine
Stellungnahme abgegeben haben, die Entscheidung bekannt
zu geben.

§ 2

Klagerechte

(1) 1Eine nach § 3 anerkannte Tierschutzorganisation kann,
ohne die Verletzung eigener Rechte geltend machen zu müs-
sen, nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung Klage er-
heben auf Feststellung, dass Entscheidungen der Behörden
des Landes oder der Kommunen gegen

1. § 4 a Abs. 2 Nr. 2, § 6 Abs. 3, § 8 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 16 a
des Tierschutzgesetzes oder

2. Rechtsvorschriften zum Schutz von Tieren bei bau- oder
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen nach § 1
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

verstoßen; in den Fällen des § 16 a des Tierschutzgesetzes gilt
auch die bewusste Unterlassung als Entscheidung nach Halb-
satz 1. 2Satz 1 gilt nicht für Entscheidungen über Vorhaben
zur Errichtung von Gehegen in Zoos, die

1. eine Genehmigung im Sinne des § 42 des Bundesnatur-
schutzgesetzes innehaben, 

2. unter verantwortlicher Mitwirkung einer Person mit abge-
schlossenem Hochschulstudium der Veterinärmedizin oder
der Biologie oder einer gleichwertigen Ausbildung mit
Schwerpunkt in zoologischen Fächern geleitet werden und

3. bei der Erhaltungszucht von Tieren gefährdeter Arten die
international anerkannten Leitlinien anwenden und mit
Zuchtprogrammen anderer Zoos zusammenarbeiten.

(2) Die Klage ist nur zulässig, soweit

1. die in der Anerkennung bezeichneten Aufgaben der Tier-
schutzorganisation (§ 3 Abs. 1 Satz 3) berührt sind,

2. geltend gemacht wird, dass den Tierschutz betreffende
Vorschriften verletzt sind,

3. die anerkannte Tierschutzorganisation 

a) zur Mitwirkung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Abs. 2
berechtigt war und sich hierbei in der Sache geäußert
hat oder

b) keine Stellungnahme abgeben konnte, weil ihr dazu
entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Abs. 2 oder gemäß
§ 1 Abs. 4 Satz 2 oder weil ein Fall des § 16 a des Tier-
schutzgesetzes vorlag, keine Gelegenheit gegeben wurde,

4. die Entscheidung weder aufgrund einer gerichtlichen Ent-
scheidung erlassen noch in einem gerichtlichen Verfahren
bereits ihre Rechtmäßigkeit festgestellt wurde und

5. die Feststellungsklage innerhalb eines Monats erhoben wird,
nachdem der Tierschutzorganisation der Verwaltungsakt
bekannt gegeben wurde; ist die Bekanntgabe an die Orga-
nisation unterblieben, so muss die Klage innerhalb von drei
Monaten erhoben werden, nachdem ihr der Verwaltungs-
akt bekannt geworden ist.

§ 3

Anerkennung von Tierschutzorganisationen

(1) 1Einer Tierschutzorganisation wird auf ihren Antrag von
dem für den Tierschutz zuständigen Ministerium die Aner-
kennung zur Ausübung der Rechte nach den §§ 1 und 2 er-
teilt, wenn sie

1. rechtsfähig ist,

2. ihren Sitz in Niedersachsen hat,

3. nach ihrer Satzung nicht nur vorübergehend landesweit
vorwiegend Ziele des Tierschutzes fördert und diese Ziele
in der Satzung im Einzelnen beschrieben sind,

4. mindestens fünf Jahre lang in Niedersachsen im Sinne der
Nummer 3 tätig gewesen ist,

5. nach Art und Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit, ihrem
Mitgliederkreis und ihrer Leistungsfähigkeit die Gewähr
für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet,

6. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke im Sinne des
§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 14 der Abgabenordnung von der
Körperschaftsteuer befreit ist und
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7. jeder Person eine Mitgliedschaft ermöglicht, die die Ziele
der Tierschutzorganisation unterstützt.

2Die Anerkennung kann auch einer überregional tätigen Tier-
schutzorganisation mit Sitz außerhalb von Niedersachsen er-
teilt werden, wenn eine satzungsgemäße Teilorganisation für
das Gebiet des Landes besteht und diese die Anforderungen
nach Satz 1 Nrn. 3 bis 7 erfüllt. 3In der Anerkennung sind die
satzungsgemäßen Aufgaben zu bezeichnen, für die die Aner-
kennung erteilt wird.

(2) Eine anerkannte Tierschutzorganisation hat dem für den
Tierschutz zuständigen Ministerium eine Änderung ihrer Sat-
zung unverzüglich mitzuteilen.

(3) Das für den Tierschutz zuständige Ministerium macht
die Anerkennung und ihre Änderungen im Niedersächsischen
Ministerialblatt bekannt.

§ 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zu dem Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens

über das Deutsche Institut für Bautechnik

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 24. Juni 2014/26. Oktober 2016 unterzeichne-
ten Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens über das
Deutsche Institut für Bautechnik (3. DIBt-Änderungsabkom-
men) wird zugestimmt. 

(2) Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem das Abkommen nach seiner Nummer 2
in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Abkommen
zur dritten Änderung des Abkommens

über das Deutsche Institut für Bautechnik
(3. DIBt–Änderungsabkommen)

Die Bundesrepublik Deutschland
und
das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein,
der Freistaat Thüringen

vereinbaren, vorbehaltlich der Zustimmung ihrer gesetzgeben-
den Körperschaften, soweit diese durch die Verfassung vorge-
schrieben ist, die nachstehenden Änderungen des Abkom-
mens über das Deutsche Institut für Bautechnik:

1. Das Abkommen über das Deutsche Institut für Bautech-
nik, das zuletzt durch das Abkommen zur zweiten Ände-
rung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bau-
technik (2. DIBt-Änderungsabkommen, GVBl. für Berlin
vom 21. Juni 2014, S. 188) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

a) Artikel 2 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. Europäische Technische Bewertungen
auszustellen und diese zumindest nach
Gegenstand und wesentlichem Inhalt zu
veröffentlichen,“

bbb) Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. die Aufgaben einer notifizierenden Be-
hörde im Sinne von Artikel 40 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom
9. März 2011 zur Festlegung harmoni-
sierter Bedingungen für die Vermark-
tung von Bauprodukten und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 89/106 EWG des Ra-
tes (ABl. L 88 vom 4. 4. 2011, S. 5) (EU-
Bauproduktenverordnung) wahrzuneh-
men,“

ccc) Nach Nummer 6 werden folgende Nummern 7
und 8 angefügt:

„7. Verzeichnisse von anerkannten Prüf-,
Überwachungs- und Zertifizierungs-
stellen nach den Landesbauordnun-
gen zu führen,

8. a) Energieausweise und Inspektionsbe-
richte im Sinne der Energieeinspar-
verordnung zu registrieren und Regis-
triernummern zu vergeben und

8. b) Stichprobenkontrollen von Energieaus-
weisen durchzuführen.“

bb) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde hat
das Institut insbesondere die Aufgabe,

1. Bauprodukte in technischer Hinsicht einheit-
lich zu prüfen und zu bewerten,

2. Maßnahmen in den Fällen, in denen Baupro-
dukte nach den Anforderungen der EU-Bau-
produktenverordnung die in Bezug auf die We-
sentlichen Merkmale erklärte Leistung nicht
erbringen oder eine Gefahr darstellen, zu tref-
fen, soweit es nach landesrechtlichen Vor-
schriften über die Zuständigkeit der Markt-
überwachungsbehörden in der jeweils gelten-
den Fassung als gemeinsame Marktüberwa-
chungsbehörde zuständig ist, 

3. Ordnungswidrigkeiten im Rahmen seiner Auf-
gaben nach Nr. 2 zu verfolgen und zu ahnden,

4. die Marktüberwachungsbehörden der Länder
fachlich zu beraten und koordinierend tätig zu
werden, 

5. Aufgaben der europäischen und internationa-
len Verwaltungszusammenarbeit wahrzuneh-
men.“

cc) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Das Institut hat außerdem die Aufgabe,

1. die Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und
Zertifizierungsstellen sowie die entsprechende
Anerkennung von Behörden nach den Landes-
bauordnungen und

2. Entscheidungen über Anträge auf Typenprü-
fungen 

vorzubereiten, soweit das Institut nicht nach Ab-
satz 6 zuständig ist.“

dd) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

In Nummer 2 werden die Wörter „Kommission der
Europäischen Gemeinschaften“ durch die Wörter
„Europäischen Kommission“ ersetzt.

ee) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die einzelnen Länder können dem Institut
zusätzlich die Zuständigkeit übertragen für

1. die Anerkennung von Prüf-, Überwachungs-
und Zertifizierungsstellen sowie die entspre-
chende Anerkennung von Behörden nach den
Landesbauordnungen und deren Überwachung,

2. die Erteilung von Typenprüfungen,

3. den Erlass von Verwaltungsakten, die auf Bau-
produkte bezogen sind, nach Rechtsvorschrif-
ten, die der Umsetzung weiterer Rechtsakte der
Europäischen Union dienen,

4. über die Aufgaben der gemeinsamen Markt-
überwachungsbehörde nach Absatz 2 hinaus-
gehende, weitere Aufgaben der Marktüberwa-
chung nach Rechtsakten der Europäischen
Union für harmonisierte Bauprodukte und

5. die Erteilung von Zustimmungen im Einzelfall
für Bauprodukte und Bauarten nach den Lan-
desbauordnungen.“

ff) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Die Landesregierungen können dem Institut
durch Verwaltungsabkommen mit der in Artikel 3
Abs. 3 bezeichneten Bundesbehörde weitere Auf-
gaben übertragen.“
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gg) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 erhält
folgende Fassung:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1

Das Institut wird bei der Erarbeitung Europäischer
Technischer Bewertungen vom Bund allgemein
bezeichnete Stellen bitten, den Entwurf von Euro-
päischen Technischen Bewertungen vorzuberei-
ten, soweit durch solche Europäische Technische
Bewertungen wesentliche Belange des Bundes bei
der Erfüllung von Aufgaben berührt werden, die
in bundeseigener Verwaltung oder im Auftrag des
Bundes wahrgenommen werden. Näheres wird in
der Dienstanweisung geregelt.“

hh) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 2 Nr. 2 und
Nr. 3, Abs. 6 Nr. 5 wird durch folgende Protokoll-
notiz zu Artikel 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 2, Abs. 6 Nr. 4 er-
setzt:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 2, Abs. 6
Nr. 4

Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Artikel 2
Abs. 2 S. 2 Nr. 2 und deren Finanzierung über den
Königsteiner Schlüssel nach Artikel 11 Abs. 3 und
Abs. 4 knüpft an die einheitliche Regelung in allen
Ländern über die Zuständigkeit der gemeinsamen
Marktüberwachungsbehörde entsprechend dem von
der Bauministerkonferenz beschlossenen Muster-
Marktüberwachungsverordnungs-Durchführungs-
gesetz an. 

Aufgaben, die über die Muster-Zuständigkeitsrege-
lungen hinausgehen, können von jedem Land ein-
zeln nach Artikel 2 Abs. 6 Nr. 4 übertragen werden.
Der Finanzbedarf hierfür wird nach Artikel 11
Abs. 6 durch das Land erstattet, das weitergehende
Aufgaben übertragen hat.“

ii) Die Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 2 Nr. 5 und
Nr. 6 wird durch folgende Protokollnotiz zu Arti-
kel 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 und Nr. 5 ersetzt:

„Protokollnotiz zu Artikel 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 und
Nr. 5

Zu den Beratungs- und Koordinierungsaufgaben
(4.) zählen insbesondere

a) die Bereitstellung wissenschaftlichen und tech-
nischen Fachwissens,

b) die Vorbereitung der regelmäßigen Aktualisie-
rung des Marktüberwachungsprogramms sowie
der Evaluierung der Überwachungstätigkeiten,

c) die Vorbereitung von Risikoprofilen für die
Zollbehörden, die Mitteilung von Maßnahmen
an den Bund zur Meldung an die Europäische
Kommission im Rahmen des Schnellinformati-
onssystems der Union (RAPEX) sowie die Ent-
gegennahme von RAPEX-Meldungen anderer
Mitgliedstaaten vom Bund,

d) die Mitteilung von Maßnahmen, Einwänden
und sonstigen Mitteilungen an den Bund zur
Weiterleitung an die Europäische Kommission
und die übrigen Mitgliedstaaten im Rahmen
europäischer Unterrichtungs- und Abstim-
mungsverfahren wie das Schutzklauselverfah-
ren sowie die Vertretung in angeschlossenen
Konsultationsverfahren,

e) die Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Länder.

Aufgaben der europäischen und internationalen
Verwaltungszusammenarbeit (5.) beinhalten vor
allem

a) die Übermittlung von Informationen an die Eu-
ropäische Kommission im Rahmen des allge-

meinen Systems der Union für das Informati-
onsmanagement,

b) die Amtshilfe gegenüber den Marktüberwa-
chungsbehörden anderer Mitgliedstaaten nach
Artikel 24 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 765/
2008 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 9. Juli 2008,

c) die Vertretung in dem europäischen Gremium,
in dem die Marktüberwachungsbehörden der
Mitgliedstaaten zusammengeschlossen sind,

d) die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stel-
len von Drittstaaten.“

b) Artikel 3 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Institut wirkt im Auftrag des Bundes in
der Organisation Technischer Bewertungsstellen
nach Artikel 31 der EU-Bauproduktenverordnung
mit.“

bb) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Im Rahmen der Mitwirkung in der Organi-
sation Technischer Bewertungsstellen hat das In-
stitut insbesondere die Aufgabe,

1. an der Erstellung und Annahme von Europäi-
schen Bewertungsdokumenten im Sinne von
Artikel 19 der EU-Bauproduktenverordnung
mitzuwirken und

2. Übersetzungen von Europäischen Bewertungs-
dokumenten und Europäischen Technischen
Bewertungen anderer Bewertungsstellen auf
Anforderung des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
anzufertigen oder die Richtigkeit vorgelegter
Übersetzungen zu bestätigen.“

cc) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit kann dem Insti-
tut durch Verwaltungsabkommen mit den Landes-
regierungen weitere Aufgaben übertragen.“

dd) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Im Rahmen der Erledigung der Aufgaben
nach Absatz 1, 2 und 3 unterliegt das Institut dem
Weisungsrecht des Bundes; das Weisungsrecht
wird vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit ausgeübt. Das
Institut unterrichtet das Bundesministerium lau-
fend.“

c) Artikel 4 wird wie folgt geändert:

aa) In der Überschrift werden die Wörter „im Gremium
der Zulassungsstellen“ durch die Wörter „in der
Organisation Technischer Bewertungsstellen“ er-
setzt.

bb) In Absatz 1 werden die Wörter „dem Gremium der
Zulassungsstellen“ durch die Wörter „der Organi-
sation Technischer Bewertungsstellen“ ersetzt.

cc) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Hinsichtlich der Verhandlung und der Ab-
stimmung über Europäische Bewertungsdokumente
wird der Bund bei der Ausübung seines Weisungs-
rechts einer mehrheitlich abgegebenen Stellung-
nahme der Länder entsprechen, soweit landes-
rechtlich geregelte materielle Anforderungen oder
Anforderungen aus dem Aufgabenbereich, die in
landeseigener Verwaltung wahrgenommen wer-
den, in dem Europäischen Bewertungsdokument
zu berücksichtigen sind, es sei denn, ein Abweichen
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von der Stellungnahme der Länder ist aus außen-
und integrationspolitischen Gründen erforderlich;
sind im Europäischen Bewertungsdokument so-
wohl Anforderungen des Bundes als auch der Län-
der zu berücksichtigen, werden sich Bund und
Länder um eine einvernehmliche Haltung bemü-
hen. Kommt eine solche nicht zustande, entschei-
det der Bund; er hat dabei die Belange der Länder
zu berücksichtigen.“

d) Artikel 5 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 2
Abs. 1, 2, 3, 5, 6 und 7 unterliegt das Institut der
Fachaufsicht durch die für das Bauwesen zustän-
dige Senatsverwaltung.“

bb) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 6 Nr. 5“
durch die Angabe „Abs. 6 Nr. 4“ ersetzt. 

cc) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „des Baupro-
duktengesetzes“ durch die Wörter „der EU-Bau-
produktenverordnung oder eines zu ihrer Durch-
führung erlassenen Bundesgesetzes“ ersetzt.

dd) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Soweit ein Widerspruchsverfahren durch-
zuführen ist, ist für die Widerspruchsbescheide ab-
weichend von § 30 Abs. 2 Buchst. a des Gesetzes
über die Zuständigkeiten in der Allgemeinen Berli-
ner Verwaltung (Allgemeines Zuständigkeitsgesetz)
in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302,
472), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes
vom 18. Dezember 2012 (GVBl. S. 530), die Präsi-
dentin/der Präsident zuständig.“

e) Artikel 7 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende
durch ein Komma ersetzt.

bbb) Nach Nummer 10 wird folgende Nummer 11
angefügt:

„11. Begutachtung und Überwachung des
Instituts als Technische Bewertungs-
stelle gemäß Artikel 29 Abs. 3 EU-Bau-
produktenverordnung und des zu ihrer
Durchführung erlassenen Bundesgeset-
zes.“

bb) In Absatz 4 werden das Wort „sieben“ durch das
Wort „sechs“ und die Wörter „jeweils von den
Bundesministerien für Raumordnung, Bauwesen
und Städtebau, der Finanzen, für Wirtschaft, für
Arbeit und Sozialordnung, für Verkehr, für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und für
Post und Telekommunikation“ durch die Wörter
„von den Bundesministerien für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit und für Wirt-
schaft und Energie“ ersetzt.

cc) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat eine
Stimme. Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte der Stimmen vertre-
ten ist. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglie-
der, soweit in diesem Abkommen nichts anderes
vorgesehen ist. Bei Stimmengleichheit gilt der An-
trag als abgelehnt. Beschlüsse in Bezug auf die
Ausstellung und Veröffentlichung Europäischer
Technischer Bewertungen, in Bezug auf die Aufga-
ben einer notifizierenden Behörde im Sinne von
Artikel 40 EU-Bauproduktenverordnung und in
Bezug auf die Mitarbeit in Gremien der Europä-
ischen Kommission sowie sonstigen europäischen
und internationalen Gremien bedürfen einer Mehr-

heit von mindestens drei Vierteln der vertretenen
Stimmen. Unter den vom Bund bestellten Mitglie-
dern ist eine Übertragung von Stimmen zulässig;
einem Mitglied können jedoch jeweils höchstens
die Stimmen für drei andere Mitglieder übertragen
werden.“

f) Artikel 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

In Satz 3 werden die Wörter „Senatsverwaltung für
Bau- und Wohnungswesen“ durch die Wörter „für das
Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung“ ersetzt.

g) Artikel 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Leitlinien für euro-
päische technische Zulassungen“ durch die Wör-
ter „Europäischen Bewertungsdokumenten“ ersetzt.

bb) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3 Abs. 4 Satz 1 und Artikel 4 Abs. 4 blei-
ben unberührt.“

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 angefügt:

„Soweit eine Beschlussfassung der Ausschüsse für
Grundsatzfragen aufgrund der zeitlichen Vorga-
ben der EU-Bauproduktenverordnung nicht mög-
lich ist oder nicht notwendig erscheint, werden
die Ausschüsse für Grundsatzfragen im Nachgang
unterrichtet.“

h) Artikel 10 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Präsidentin/Der Präsident beteiligt den
zuständigen Sachverständigenausschuss bei der
Erarbeitung von Europäischen Bewertungsdoku-
menten und falls erforderlich bei der Erteilung von
Europäischen Technischen Bewertungen. Sofern
dies im Einzelfall nicht möglich oder notwendig
erscheint, wird der Sachverständigenausschuss im
Nachgang unterrichtet.“

bb) Die Protokollnotiz zu Artikel 10 Abs. 2 erhält fol-
gende Fassung:

„Protokollnotiz zu Artikel 10 Abs. 2

Bei Bauprodukten, die Vorschriften des technischen
Arbeitsschutzes zuzuordnen sind, ist im Rahmen
der Erarbeitung von Europäischen Bewertungsdo-
kumenten und Europäischen Technischen Bewer-
tungen die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik (ZLS) zu beteiligen, wenn dies ein
Mitglied eines Sachverständigenausschusses ver-
langt.“

i) Artikel 11 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Bund erstattet dem Institut die ander-
weitig nicht gedeckten Kosten, die diesem
durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach
Artikel 3 unter Beachtung der Grundsätze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ent-
stehen.“

bbb) In Satz 2 wird die Angabe „Artikel 10 Abs. 2
Satz 2“ durch die Angabe „Artikel 10 Abs. 2“
ersetzt.

ccc) Satz 4 wird aufgehoben.

bb) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der anderweitig nicht gedeckte Finanzbe-
darf für die Einrichtung und Unterhaltung des In-
stituts wird zwischen den Ländern aufgeteilt. Dies
gilt auch für den Finanzbedarf für die Erledigung
von Aufgaben, die dem Institut aufgrund bundes-
rechtlicher Vorschriften zugewiesen worden sind,
jedoch für die Länder wahrgenommen werden.
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Die Festsetzung des hierfür notwendigen Betrages
bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Fi-
nanzministerien der Länder.“

cc) Der Absatz 5 wird aufgehoben. 

dd) Absatz 6 wird nunmehr Absatz 5 und bleibt an-
sonsten unverändert.

ee) Absatz 7 wird nunmehr Absatz 6 und erhält fol-
gende Fassung:

„(6) Abweichend von Absatz 3 wird der Finanz-
bedarf zur Erledigung von Aufgaben nach Artikel 2
Abs. 6 Nr. 4, Artikel 2 Abs. 6 Nr. 5 und Artikel 2
Abs. 7 unter Beachtung der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechend nach-
gewiesenem Aufwand durch das Land erstattet,
das die Aufgabe übertragen hat. Für den Fall, dass
alle Länder diese Aufgabe übertragen haben, bleibt
es bei der Regelung nach Abs. 3. Wird dem Institut
eine durch ein einzelnes Land übertragene Auf-
gabe wieder entzogen, so finden die Regelungen in
Artikel 14 Abs. 1 und 2 entsprechende Anwen-
dung.“

ff) Die Protokollnotiz zu Artikel 11 Abs. 2 wird wie
folgt geändert:

In Nummer 4 werden die Wörter „das Gremium der
Zulassungsstellen (EOTA)“ durch die Wörter „die
Organisation Technischer Bewertungsstellen“ er-
setzt.

j) Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Streitigkeiten aus diesem Abkommen werden durch
ein Schiedsgericht entschieden. Es gilt der als Anlage
beigefügte Schiedsvertrag.“

k) Artikel 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dieses Abkommen gilt für unbestimmte Zeit. Es
kann von jedem Beteiligten durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber der für das Bauwesen zuständigen Se-
natsverwaltung des Landes Berlin unter gleichzeitiger
Benachrichtigung der übrigen Beteiligten zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr ge-
kündigt werden.“

l) Artikel 15 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung (1) wird aufgehoben.

bb) Der Absatz 2 wird aufgehoben.

cc) Die Protokollnotiz zu Art. 15 Abs. 1 wird aufgeho-
ben.

2. Dieses Abkommen tritt am 1. des Monats in Kraft, der dem
Monat folgt, in dem die letzte der von den Beteiligten aus-
gefertigten Vertragsurkunden der für das Bauwesen zu-
ständigen Senatsverwaltung des Landes Berlin zugeht.

3. Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung des
Landes Berlin kann den Wortlaut des Abkommens über
das Deutsche Institut für Bautechnik in der vom Inkrafttre-
ten dieses Abkommens an geltenden Fassung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin bekannt machen.

Für die Bundesrepublik Deutschland
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Dr. Barbara H e n d r i c k s

Berlin, 6.07.2016

Für das Land Baden-Württemberg
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 

Franz U n t e r s t e l l e r

Stuttgart, den 14. DEZ. 2015

Für den Freistaat Bayern

Joachim H e r r m a n n

München, den 24. März 2016

Für das Land Berlin
Der Regierende Bürgermeister von Berlin,
vertreten durch den Senator für Stadtentwicklung und Umwelt

Andreas G e i s e l

Berlin, den 14. April 2015

Für das Land Brandenburg 

Jörg V o g e l s ä n g e r

Potsdam, 15. 8. 2014

Für die Freie Hansestadt Bremen
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 

Dr. Joachim L o h s e

Bremen, den 03. FEB. 2015
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Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Für den Senat
Die Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt

Dorothee S t a p e l f e l d t

Hamburg, den 21.07.2016

Für das Land Hessen
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und
Landesentwicklung

Tarek A l - W a z i r

Wiesbaden, 26. Oktober 2016

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

Harry G l a w e

Schwerin, 24.06.2014

Für das Land Niedersachsen

Cornelia R u n d t

Hannover, 10. Februar 2015

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Namens der Ministerpräsidentin
Der Minister für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-
kehr 

Michael G r o s c h e k

Düsseldorf, 24. September 2015

Für das Land Rheinland-Pfalz
In Vertretung der Ministerpräsidentin
Die Ministerin der Finanzen

Doris A h n e n

Mainz, 22.04.16

Für das Saarland
Der Minister für Inneres und Sport
als Vertreter der Regierung des Saarlandes

Klaus B o u i l l o n

Saarbrücken, 22.06.2016

Für den Freistaat Sachsen
Der Staatsminister des Innern

Markus U l b i g

Dresden, den 09.07.2014

Für das Land Sachsen-Anhalt
Für den Ministerpräsidenten des Landes Sachsen-Anhalt
Der Minister für Landesentwicklung und Verkehr des Landes
Sachsen-Anhalt

Thomas W e b e l

Magdeburg, den 27. Oktober 2015

Für das Land Schleswig-Holstein
Innenminister

Andreas B r e i t n e r

Kiel, 10. Juli 2014

Für den Freistaat Thüringen
Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft

Birgit K e l l e r

Erfurt, 08.12.2015
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Niedersächsisches Gesetz
zur Durchführung der Marktüberwachung von 

harmonisierten Bauprodukten (NBauPMÜG)

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Marktüberwachungsbehörden

Marktüberwachungsbehörden im Sinne dieses Gesetzes sind

1. die oberste Bauaufsichtsbehörde und

2. das Deutsche Institut für Bautechnik (gemeinsame Markt-
überwachungsbehörde).

§ 2

Aufgaben und Befugnisse
der Marktüberwachungsbehörden

(1) Die Marktüberwachungsbehörden nach § 1 sind zustän-
dig für die Erfüllung der Aufgaben der Marktüberwachungs-
behörden nach 

1. Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die
Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüber-
wachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von
Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 339/93 des Rates (ABl. EU Nr. L 218 S. 30), soweit es
Bauprodukte im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 305/2011
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März
2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die
Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der
Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5;
2013 Nr. L 103 S. 10), zuletzt geändert durch die Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 574/2014 der Kommission vom 21. Fe-
bruar 2014 (ABl. EU Nr. L 159 S. 41), betrifft, 

2. der Verordnung (EU) Nr. 305/2011,

3. dem Bauproduktengesetz (BauPG) vom 5. Dezember 2012
(BGBl. I S. 2449), geändert durch Artikel 119 der Verord-
nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), 

4. den nach § 7 BauPG erlassenen Verordnungen sowie

5. dem Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) vom 8. November
2011 (BGBl. I S. 2178; 2012 I S. 131), geändert durch Arti-
kel 435 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I
S. 1474), soweit es auf die Marktüberwachung nach dem
Bauproduktengesetz Anwendung findet. 

(2) Den Marktüberwachungsbehörden nach § 1 stehen zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 die sich aus den in
Absatz 1 genannten Vorschriften ergebenden Befugnisse der
Marktüberwachungsbehörden zu. 

(3) Die Aufsicht über die gemeinsame Marktüberwachungs-
behörde richtet sich nach Artikel 5 des DIBt-Abkommens vom
22. Oktober 1992 (Nds. GVBl. 1993 S. 33), zuletzt geändert
durch das Abkommen vom 24. Juni 2014/26. Oktober 2016
(Nds. GVBl. 2017 S. 110).

§ 3

Zuständigkeit der Marktüberwachungsbehörden

(1) Zuständig ist die Marktüberwachungsbehörde nach § 1
Nr. 1, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) 1Die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde ist zustän-
dig für die einheitliche Prüfung und Bewertung von Baupro-
dukten in technischer Hinsicht (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1
des DIBt-Abkommens). 2Sie ist außerdem in den Fällen, in de-
nen ein Bauprodukt nach den Anforderungen der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 die in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale
erklärte Leistung nicht erbringt oder eine Gefahr im Sinne des

Artikels 58 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 darstellt, für
Anordnungen und sonstige Maßnahmen nach den Artikeln 56
und 58 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, nach § 26 ProdSG
und nach den Artikeln 16, 19, 20, 28 und 29 der Verordnung
(EG) Nr. 765/2008 zuständig.

(3) 1Besteht für die Marktüberwachungsbehörde nach § 1
Nr. 1 in Bezug auf ein Bauprodukt Grund zu der Annahme,
dass Anordnungen oder sonstige Maßnahmen nach Absatz 2
in Betracht kommen, so gibt sie die Sachbehandlung für das
Bauprodukt an die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde
ab. 2Die Zuständigkeit der gemeinsamen Marktüberwachungs-
behörde beginnt mit dem Eingang der Abgabe bei der gemein-
samen Marktüberwachungsbehörde. 3Soweit nachfolgend nichts
Abweichendes bestimmt ist, umfasst diese Zuständigkeit alle
Aufgaben und Befugnisse nach § 2 Abs. 1 und 2; sie schließt
die Zuständigkeit der Marktüberwachungsbehörde nach § 1
Nr. 1 auch dann aus, wenn sie durch die Abgabe der Sach-
behandlung für das Produkt durch eine Marktüberwachungs-
behörde eines anderen Landes begründet worden ist. 4Die
Marktüberwachungsbehörde nach § 1 Nr. 1 bleibt befugt, bei
Gefahr im Verzug vorläufige Anordnungen und sonstige Maß-
nahmen zu treffen. 

(4) Die Aufhebung eines Verwaltungsakts einer Marktüber-
wachungsbehörde, der nicht nach § 44 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (VwVfG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des
Niedersächsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (NVwVfG)
nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil

1. die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 für eine Abgabe
nicht vorgelegen haben oder 

2. die Marktüberwachungsbehörde nach § 1 Nr. 1 die Sach-
behandlung nicht an die gemeinsame Marktüberwachungs-
behörde abgegeben hat, obwohl die Voraussetzungen des
Absatzes 3 Satz 1 vorgelegen haben;

im Übrigen bleiben die §§ 45 und 46 VwVfG in Verbindung
mit § 1 Abs. 1 NVwVfG unberührt.

(5) Anordnungen und sonstige Maßnahmen der gemeinsa-
men Marktüberwachungsbehörde gelten auch in Niedersach-
sen.

(6) Für den Vollzug der Anordnungen und sonstigen Maß-
nahmen der gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde ein-
schließlich der Anwendung von Verwaltungszwang ist ab-
weichend von § 64 Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Verbindung mit
§ 70 Abs. 1 des Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes die Marktüberwachungsbehörde nach § 1 Nr. 1 zu-
ständig.

(7) 1Die Marktüberwachungsbehörde nach § 1 Nr. 1 ist auch
zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 8 BauPG und, soweit dieser auf die Markt-
überwachung nach dem Bauproduktengesetz Anwendung
findet, nach § 39 ProdSG. 2Dies gilt nicht, soweit sie die Sach-
behandlung für ein Bauprodukt nach Absatz 3 Satz 1 an die
gemeinsame Marktüberwachungsbehörde abgegeben hat; Ab-
satz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 4

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

§ 17 Abs. 8 der Niedersächsischen Bauordnung vom 3. April
2012 (Nds. GVBl. S. 46), geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBl. S. 206), wird gestrichen.
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§ 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes

zum Wasserverbandsgesetz

Vom 6. April 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Wasserver-
bandsgesetz vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. S. 238), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011
(Nds. GVBl. S. 353), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „und 3“ gestrichen.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 und 4 ein-
gefügt:

„3Die Prüfstelle ist bei ihrer Prüfungstätigkeit un-
abhängig und an Weisungen nicht gebunden.
4Kommt die Prüfstelle zu dem Ergebnis, dass ein
schwerwiegender Rechtsverstoß vorliegt, so ist sie
befugt, die Aufsichtsbehörde (§ 1) darüber unmit-
telbar zu unterrichten.“

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

c) Es werden die folgenden Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) 1Hat ein Verband, der Aufgaben nach § 2 Nr. 9
oder 11 WVG wahrnimmt, nach § 110 Satz 2 LHO einen
Jahresabschluss aufgestellt, so kann die Prüfstelle mit
der Prüfung des Jahresabschlusses eine Wirtschaftsprü-
ferin, einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft oder andere Dritte beauftragen. 2Sie kann
zulassen, dass die Beauftragung im Einvernehmen mit
der Prüfstelle unmittelbar durch den Verband erfolgt.
3Ist der Jahresabschluss durch eine Beauftragte oder ei-
nen Beauftragten geprüft worden, so ist der Prüfungs-
bericht der Prüfstelle zuzuleiten. 4Die Prüfstelle ver-
sieht den Prüfungsbericht mit den von ihr für erforder-
lich gehaltenen ergänzenden Bemerkungen und leitet
ihn dem Verband zu.

(5) 1Der Ausschuss des Wasserverbandstages e. V.
beschließt eine Prüfsatzung, in der Einzelheiten zu In-
halt, Umfang und Durchführung der Prüfung, zur Be-
auftragung Dritter nach Absatz 4 sowie zur Bemessung
der Entgelte nach Absatz 3 Satz 5 geregelt werden. 2Die
Prüfsatzung bedarf der Zustimmung der obersten Auf-
sichtsbehörde. 3Sie ist von der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten des Wasserverbandstages e. V. zu unterzeichnen
und von der obersten Aufsichtsbehörde im Niedersäch-
sischen Ministerialblatt zu verkünden. 4Die Prüfsat-
zung muss spätestens am 1. Mai 2018 in Kraft treten.“

2. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Öffentliche Bekanntmachungen 
der Aufsichtsbehörde

1Für öffentliche Bekanntmachungen nach § 7 Abs. 3 und
§ 58 Abs. 2 WVG gelten die Vorschriften, die die Auf-
sichtsbehörde bei der Bekanntmachung ihrer Satzungen
zu beachten hat, entsprechend. 2Ist die Aufsichtsbehörde

eine Landesbehörde, so erfolgen diese Bekanntmachungen
im Niedersächsischen Ministerialblatt.“ 

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 149 Abs. 2“
durch die Angabe „§ 96 Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 149 Abs. 4“
durch die Angabe „§ 96 Abs. 4“ ersetzt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Eine Übertragung nach den Absätzen 1 und 2 ist
nur zulässig, wenn für Beschlüsse in Ausübung der
übertragenen Satzungsbefugnis nur kommunale Kör-
perschaften oder öffentlich-rechtliche Körperschaften,
die ihrerseits ihr Stimmrecht allein von kommunalen
Körperschaften ableiten, in der Verbandsversammlung
Stimmrecht haben. 2Obliegen die Aufgaben der Ver-
bandsversammlung nach § 49 Abs. 1 Satz 1 WVG einem
Verbandsausschuss, so ist die Übertragung nur zuläs-
sig, wenn

1. die Verbandsmitglieder, die Körperschaften nach
Satz 1 sind, durch jeweils mindestens ein Mitglied
im Verbandsausschuss vertreten sind, 

2. die Verbandssatzung die Wahl der in Nummer 1 ge-
nannten Ausschussmitglieder allein den dort ge-
nannten Verbandsmitgliedern vorbehält und

3. für Beschlüsse in Ausübung der übertragenen Sat-
zungsbefugnis nur die in Nummer 1 genannten
Ausschussmitglieder stimmberechtigt sind.

3Betrifft eine Satzung nur einen Teil des Verbandsgebiets,
so soll dies in der Verbandssatzung bei der Ausgestal-
tung der Regelungen über die Willensbildung in dem
Beschlussorgan angemessen berücksichtigt werden.“

c) In Absatz 4 wird das Wort „auch“ gestrichen.

4. Nach § 4 wird der folgende § 4 a eingefügt: 

„§ 4 a

Energieerzeugung
1Beim Betrieb der Anlagen nach § 5 Abs. 1 WVG können

die jeweiligen Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Erledigung der
satzungsgemäßen Aufgaben des Verbandes vereinbar ist.
2Dabei können Einrichtungen, die zur Energieerzeugung
erforderlich sind und in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach § 5 Abs. 1 WVG stehen, geplant,
gebaut, betrieben und unterhalten werden. 3Die Möglich-
keit, im Rahmen von § 2 Nr. 14 WVG Energie zu erzeugen,
bleibt unberührt.“

5. § 8 wird gestrichen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2017 in Kraft.

Hannover, den 6. April 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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B e r i c h t i g u n g
des Gesetzes zur Änderung

des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes
und anderer Gesetze

Das Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Kommunal-
abgabengesetzes und anderer Gesetze vom 2. März 2017 (Nds.
GVBl. S. 48) wird wie folgt berichtigt:

1. In Artikel 1 Nr. 11 Buchst. c Doppelbuchst. cc wird in Satz 6
im Klammerzusatz die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe
„Satz 4“ ersetzt.

2. In Artikel 3 Nr. 2 Buchst. b wird in Satz 3 das Wort „spre-
chend“ durch das Wort „entsprechend“ ersetzt.

Hannover, den 11. April 2017

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

Im Auftrage

M a r e k

Leitender Ministerialrat
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